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Rhein-Erft-Kreis  
 
 

Bekanntmachung 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.08.1993 (GV. NRW. S. 592, ber. 967), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 05.05.2020 
(GV. NRW. S. 312d), gebe ich bekannt, dass der Kreistag des Rhein-Erft-Kreises in seiner Sitzung am 
10.09.2020 nach § 50 Abs. 3 Sätze 2 und 3 sowie § 35 Abs. 3 Kreisordnung (KrO NRW) i.V.m. § 2 Abs. 7 
Satz 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.06.1998 (GV. 
NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 05.05.2020 (GV. NRW. S. 312d), 
mehrere Umbesetzungen des Wahlausschusses vorgenommen hat. 
 
Herr Thomas Okos (CDU) wurde als neuer Beisitzer in den Wahlausschuss gewählt. Herr Gregor 
Golland (CDU) ist aus dem Ausschuss ausgeschieden. 
 
Herr Gerd Fabian (CDU) wurde als neuer stellvertretender Beisitzer in den Wahlausschuss des Kreises 
gewählt. Die bisherige stellvertretende Beisitzerin Frau Heidemarie Tschepe (CDU) ist aus dem 
Ausschuss ausgeschieden.  
 
Es sind daher insgesamt folgende Beisitzer*innen und persönliche Stellvertreter*innen in den 
Wahlausschuss des Rhein-Erft-Kreises gewählt: 
 
Beisitzer*in      persönliche*r Stellvertreter*in 

 

Herr KT-Abg. Willi Zylajew (CDU)   Herr KT-Abg. Paul Hambach (CDU) 
Herr KT-Abg. Bernhard Ripp (CDU)   Herr KT-Abg. Achim Hermes (CDU) 
Herr KT-Abg. Michael Schmalen (CDU)   Herr KT-Abg. Norbert Pleuss (CDU) 
Herr KT-Abg. Thomas Okos (CDU)   Herr KT-Abg. Gerd Fabian (CDU) 
Herr KT-Abg. Hans Krings (SPD)    Herr KT-Abg. Udo Milewski (SPD) 
Frau KT-Abg. Heidi Meyn (SPD)    Herr KT-Abg. Bert Reinhardt (SPD) 
Frau KT-Abg. Brigitte Dmoch-Schweren (SPD)  Herr KT-Abg. Hans-Günter Eilenberger (SPD) 
Frau KT-Abg. Nicole Kolster (GRÜNE)   Herr KT-Abg. Horst Lambertz (GRÜNE) 
Herr KT-Abg. Christian Pohlmann (FDP)   Herr Tamer Kandemir (s.B. FDP) 
Herr KT-Abg. Martina Thomas (LINKE)   Herr KT-Abg. Heinz Schmitz (FW/PIRATEN) 
 
 
 
Bergheim, den 10.09.2020 
 
 
gez. 

 
Michael Kreuzberg 
Landrat 
als Wahlleiter 
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Der Rhein-Erft-Kreis Bergheim, 10.09.2020
Der Landrat

BEKANNTMACHUNG
zur Stichwahl des hauptamtlichen Landrates des Rhein-Erft-Kreises

am 27.09.2020

Gem. § 2 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) sowie § 6 Abs. 2 Kommunalwahlordnung
(KWahlO) gebe ich Folgendes bekannt:

Die Sitzung des Wahlausschusses des Rhein-Erft-Kreises hinsichtlich der Ergebnisfeststellung der
Stichwahl des Landrates findet

am Freitag, den 02.10.2020 um 09:00 Uhr
im kleinen Sitzungssaal (Ebene 1 KT 32), Kreisverwaltung Rhein-Erft-Kreis, statt.

Tagesordnung:

A Öffentlicher Teil

1. Mitteilungen/Verschiedenes

2. Verpflichtung der Beisitzer*innen

3. Feststellung des Wahlergebnisses der Stichwahl des hauptamtlichen Landrates am
27.09.2020

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass jedermann Zutritt zu diesen Sitzungen hat.

Der Wahlausschuss ist nach § 2 Abs. 3 Satz 3 KWahlG ohne Rücksicht auf die Zahl der
erschienenen Beisitzer*innen beschlussfähig.

Sollte nach der Hauptwahl feststehen, dass es keine Stichwahl geben wird, so wird dieser
Termin kurzfristig abgesetzt.

gez.

Michael Kreuzberg
Landrat
als Wahlleiter
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Rhein-Erft-Kreis  

 

Bekanntmachung des Rhein-Erft-Kreises 

Tag der Nachwahl der Vertretung der Stadt Frechen im Wahlbezirk 18 

 

 

Gem. § 14 Abs. 1 Satz 3 und § 21 Abs. 1 und 2 des Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 30.06. 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 5. Mai 2020 (GV. NRW. S. 312d), in Verbindung mit § 64 Kommunalwahlordnung 

vom 31.08.1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, ber. 967), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 5. Mai 2020 (GV. NRW. S. 312d), wird bestimmt: 

 

Da der Wahlbezirksbewerber Manuel Müller (PIRATEN) für den Wahlbezirk 18 für die Ratswahl der 

Stadt Frechen verstorben und für ihn kein Ersatzbewerber benannt ist, hat der Wahlleiter der Stadt 

Frechen die Ratswahl am 13.09.2020 im Wahlbezirk 18 abgesagt. 

Für die aufgrund des Todes des Wahlbewerbers Manuel Müller im Wahlbezirk 18 durchzuführende 

Nachwahl der Vertretung der Stadt Frechen wird als Wahltag, Sonntag, 27.09.2020, festgesetzt.  

 

Bergheim, den 10.09.2020 

Rhein-Erft-Kreis  
Der Landrat  
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
In Vertretung 
 
gez. 
 
Michael Vogel 
Kreisdirektor 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 43b/ Bedburg – Gebiet Bahnübergang Lindenstraße/ Neus-

ser Straße/ Bahnstraße 
 
 

hier: Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
16.06.2020 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss beschließt  
 

a) die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach §3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen entsprechend der Abwägungsliste 
nach § 2 Abs. 3 BauGB zu bewerten, 

 
b) die Offenlage der Aufhebung für den Bebauungsplan Nr. 43b – „Gebiet Bahn-

übergang Lindenstraße/ Neusser Straße/ Bahnstraße“ gemäß § 3 Abs. 2 und § 
4 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634) einzuleiten. 

 
Der Bebauungsplan Nr. 43b/ Bedburg – „Gebiet Bahnübergang Lindenstraße/ Neusser 
Straße/ Bahnstraße“ stellt, neben dem Bebauungsplan Nr. 43a/ Bedburg – „Südumge-
hung Bedburg“, den zweiten Baustein des im Jahr 1992 vom Rat der Stadt Bedburg 
beschlossenen Verkehrsentwicklungsplanes dar. Dieser ist mittlerweile überholt und 
wird vom Masterplan Mobilität und Verkehr abgelöst, der keine Schließung des Bahn-
überganges mehr vorsieht. Der Bebauungsplan umfasst im Wesentlichen die Ver-
kehrsflächen im weiteren Bereich des Knotenpunktes der Lindenstraße, der Karl-
straße, der Adolf-Silverberg-Straße, der Germaniastraße, der Bahnstraße, der Neus-
ser Straße und der Bahntrasse. 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 
Die Begründung für die Aufhebung des „Bebauungsplans Nr. 43b/ Bedburg – Gebiet 
Bahnübergang Lindenstraße/ Neusser Straße/ Bahnstraße“ mit dem Umweltbericht 
liegt in der Zeit vom 
 

22. September 2020 bis einschließlich 22. Oktober 2020 
im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, 

Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung 
  
während der Sprechzeiten nach vorheriger Terminabsprache zur Einsichtnahme für 
Jedermann öffentlich aus. Darüber hinaus können die Unterlagen auch auf der Inter-
netseite der Stadt Bedburg unter www.bedburg.de >> Stadtentwicklung, Bauen und 
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Wirtschaft >> Stadtentwicklung >> Bauleitpläne Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen 
werden.  
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich bei der Stadtverwal-
tung, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, Fachdienst 5, per E-Mail an 
stadtplanung@bedburg.de oder mündlich zur Niederschrift nach vorheriger Termin-
absprache im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, vorgebracht werden. 
 
Im Rahmen dieses Bauleitplanverfahrens liegen folgende umweltbezogene Informati-
onen und Stellungnahmen vor: 
 
Umweltrelevante Stellungnahmen 

- Erläuterungen zur bergbaubedingten Sümpfungsmaßnahmen und der damit 
verbundenen Auswirkungen und Risiken sowie Empfehlungen zum Umgang mit 
diesen; Hinweise zum Umgang mit der Entwässerung 
(Erftverband, 29.05.2020) 

 
Umweltbericht (ISU, August 2020) 

- Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes der Schutzgüter Mensch, 
Landschafts- und Ortsbild, Fauna und Flora, Biotopen, Boden, Wasser- und 
Wasserhaushalt, Klima und Luft sowie Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern 

- Bewertung und Abschätzung der Einflussnahme auf wertvolle ökologische 
Funktionen im Plangebiet, auf angrenzende Schutz- und Naturschutzgebiete 
sowie von Wechselbeziehungen zu FFH- und Vogelschutzgebieten 

- Beschreibung der gelände-/ reliefbedingten klimatischen Verhältnisse  
- Aufzählung von Minimierungs-, Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen in Bezug 

auf grünordnerische Maßnahmen und den Menschen 
- Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen insbeson-

dere des Eingriffes in Natur und Landschaft sowie den Menschen und seine 
Gesundheit  

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des „Bebauungsplan Nr. 43b/ Be-
dburg – Gebiet Bahnübergang Lindenstraße/ Neusser Straße/ Bahnstraße“ wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über 

die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschä-
digung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
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rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden können, es 
sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
4. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich wer-
den demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
5. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden Vor-

schriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-Vorschriften) 
können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung - 
der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg während der Öffnungszei-
ten nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden. 

 
 
Bedburg, 09.09.2020 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lageplan „Bebauungsplan Nr. 43b/ Bedburg – Gebiet Bahnübergang Linden-
straße/ Neusser Straße/ Bahnstraße“ 

  
(ohne Maßstab) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 43a/ Bedburg – Südumgehung Bedburg 

 
 

hier: Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 
01.09.2020 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss beschließt  
 

a) die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach §3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen entsprechend der Abwägungsliste 
nach § 2 Abs. 3 BauGB zu bewerten, 

 
b) die Offenlage der Aufhebung für den Bebauungsplan Nr. 43b – „Südumge-

hung Bedburg“ gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) einzuleiten. 

 
Der Bebauungsplan Nr. 43a/ Bedburg – „Südumgehung Bedburg“ stammt aus dem 
Jahr 1998 und umfasst einen Teilabschnitt der Adolf-Silverberg-Straße und der 
Bahntrasse (von der Fahrradabstellanlage des Bahnhofes im Süden bis auf Höhe der 
Langemarckstraße im Norden) sowie einen kleineren Abschnitt der Bahnstraße 
(nördlich des großflächigen Einzelhandelsstandortes an der Bahnstraße). Die Sü-
dumgehung Bedburg wurde ursprünglich als direktverbindende Verkehrsachse zwi-
schen der L 361 und der Adolf-Silverberg-Straße geplant. Aufgabe des Bebauungs-
planes Nr. 43a/ Bedburg war es, anstatt einer vormals angedachten Bahnüberfüh-
rung, eine Unterführung unter der Bahntrasse planungsrechtlich vorzubereiten. In der 
Ratssitzung vom 12.03.2019 wurde schließlich die Umsetzung des Masterplans Mo-
bilität und Verkehr, welcher unter anderem die Fortführung der Südumgehung bis zur 
Bahnstraße vorsieht, beschlossen. Die Entwicklung der Querspange soll nun von der 
Verwaltung vorangetrieben werden. 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entneh-
men.  
 
Die Begründung zum „Bebauungsplan Nr. 43a/ Bedburg – Südumgehung Bedburg“ 
liegt mit dem Umweltbericht in der Zeit vom 
 

22. September 2020 bis einschließlich 22. Oktober 2020 
im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, 

Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung 
  
während der Sprechzeiten nach vorheriger Terminabsprache zur Einsichtnahme 
für Jedermann öffentlich aus. Darüber hinaus können die Unterlagen auch auf der 
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Internetseite der Stadt Bedburg unter www.bedburg.de >> Stadtentwicklung, Bauen 
und Wirtschaft >> Stadtentwicklung >> Bauleitpläne Öffentlichkeitsbeteiligung einge-
sehen werden.  
 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich bei der Stadtverwal-
tung, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, Fachdienst 5, per E-Mail an 
stadtplanung@bedburg.de oder mündlich zur Niederschrift nach vorheriger Ter-
minabsprache im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Bedburg, vorgebracht 
werden. 
 
Im Rahmen dieses Bauleitplanverfahrens liegen folgende umweltbezogene Informa-
tionen und Stellungnahmen vor: 
 
Umweltrelevante Stellungnahmen 

- Hinweise der UNB zum Umgang mit Flächen bei evtl. anstehenden Rodungen 
in Bezug auf den Artenschutz und Hinweise der UBB zu Altlastenverdachtsfäl-
len und zum Umgang mit diesen Flächen 
(Rhein-Erft-Kreis, 25.05.2020) 

- Erläuterungen zur bergbaubedingten Sümpfungsmaßnahmen und der damit 
verbundenen Auswirkungen und Risiken sowie Empfehlungen zum Umgang 
mit diesen; Hinweise zum Umgang mit der Entwässerung, Hinweise zu Bau-
werksabdichtungen 
(Erftverband, 29.05.2020 und 17.11.2017) 

 
Umweltbericht (ISU, August 2020) 

- Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes der Schutzgüter Mensch, 
Landschafts- und Ortsbild, Fauna und Flora, Biotopen, Boden, Wasser- und 
Wasserhaushalt, Klima und Luft sowie Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern 

- Bewertung und Abschätzung der Einflussnahme auf wertvolle ökologische 
Funktionen im Plangebiet, auf angrenzende Schutz- und Naturschutzgebiete 
sowie von Wechselbeziehungen zu FFH- und Vogelschutzgebieten 

- Beschreibung der gelände-/ reliefbedingten klimatischen Verhältnisse  
- Aufzählung von Minimierungs-, Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen in Bezug 

auf grünordnerische Maßnahmen und den Menschen 
- Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen insbesondere des 

Eingriffes in Natur und Landschaft sowie den Menschen und seine Gesundheit  
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des „Bebauungsplan Nr. 43a/ Be-
dburg – Südumgehung Bedburg“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB 

über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der 
Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 
39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 

10



 

 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kann-
te und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kön-
nen, es sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
4. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich 
werden demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

 
5. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden 

Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-
Vorschriften) können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirt-
schaftsförderung - der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg wäh-
rend der Öffnungszeiten nach vorheriger Terminabsprache eingesehen 
werden. 

 
 
Bedburg, 09.09.2020 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Sascha Solbach  
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Lageplan „Bebauungsplan Nr. 43a/ Bedburg – Südumgehung Bedburg“ 
  

(ohne Maßstab) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Veränderungssperre im Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes 36/ Kaster – Schubertstraße 
 
 

hier: Bekanntmachung der Satzung über die Veränderungssperre im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes 36/ Kaster – Schubertstraße 

 
Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 08.09.2020 folgenden Beschluss 
gefasst:  
 
Der Rat der Stadt Bedburg beschließt die Veränderungssperre gem. § 14 BauGB im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 36/ Kaster nach § 16 Abs. 1 BauGB als Sat-
zung. 
 
Ziel des Bebauungsplanverfahrens ist es, eine geordnete Nachverdichtung in einem 
verträglichen Rahmen bewirken zu können. Auf dem Grundstück am Kreuzungsbe-
reich Schubertstraße/ Sankt-Rochus-Straße und zwischen dem Seniorenzentrum 
Stiftung Hambloch und den beiden acht- und neungeschossigen Hochhäusern an der 
Schubertstraße plant die Eigentümerin des Grundstückes eine bauliche Nachverdich-
tung. Das Bauvorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich, wo sich das derzeitige 
Planungsrecht nach dem § 34 BauGB richtet.  
 
Um diese Planungsziele zu sichern beschloss der Rat der Stadt Bedburg eine Sat-
zung über die Veränderungssperre im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 36/ 
Kaster – Schubertstraße.  
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches der Veränderungssperre ist der 
Planzeichnung zu entnehmen. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die Satzung über die Veränderungssperre im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes 36/ Kaster – Schubertstraße wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
1. Es wird auf die Vorschriften des § 18 Absatz 1 Satz 1 BauGB hingewiesen: 

Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres 
Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 
hinaus, ist den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. 

 
2. Ferner wird auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 BauGB hin-

gewiesen: Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
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sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen be-
antragt. 
 

3. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kön-
nen, es sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
4. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden 

Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-
Vorschriften) können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirt-
schaftsförderung - der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg wäh-
rend der Öffnungszeiten nach vorheriger Terminabsprache eingesehen 
werden. 

 
5. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich 
werden demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

 
 

 
Bedburg, 10.09.2020 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
 
 
gez. Sascha Solbach 
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Öffentliche Bekanntmachung der 
STADT BEDBURG 

 
Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – Baugebiet Sonnenfeld 

 
 

hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) 

 
Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 08.09.2020 folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
Der Rat der Stadt Bedburg 

a) bewertet die im Rahmen der Offenlage nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen entsprechend der Abwägungsliste nach § 2 
Abs. 3 BauGB und 

b) beschließt den Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – „Baugebiet Son-
nenfeld“ gemäß § 10 Abs. 1 i.V.m. § 13a BauGB in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) als Satzung. 

 
In Kaster werden mit der Aufstellung des „Bebauungsplanes Nr. 4/ Kaster, 3. Ände-
rung“ zwei Ziele verfolgt. Zum einen soll die Erschließung der großen Wohnbaufelder 
des Geschosswohnungsbaus verbessert werden. Und zum anderen wird die festge-
setzte Dachform der vier Baufenster im mittig im Baugebiet gelegenen quadratischen 
Baufeldes geändert. Gegenüber diesen Baufeldern soll die zulässige Traufhöhe um 
0,50 m und die zulässige Firsthöhe um 1,00 m angehoben werden. Begleitend mit 
anderen kleinteiligen Änderungen sollen so kompakte Reihenhausprojekte in serieller 
Bauweise umsetzbar werden.  
 
Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. Das beschleunigte 
Bauleitplanverfahren nach § 13a BauGB findet hier Anwendung. Die genaue Ab-
grenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Satzungsbeschluss des „Bebauungsplanes Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung“ wird 
hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. Es wird 
bestätigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit dem Beschluss des Rates der 
Stadt Bedburg vom 08.09.2020 übereinstimmt. 
 
Der Bebauungsplan kann ab sofort im Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, 50181 Be-
dburg, Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirtschaftsförderung während der 
Sprechzeiten nach vorheriger Terminabsprache von Jedermann eingesehen wer-
den. Über den Inhalt des Bebauungsplanes nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt. Überdies kann der Bebauungsplan zusammen mit der Begründung und 
der zusammenfassenden Erklärung auch auf der Internetseite der Stadt Bedburg 
www.bedburg.de >> Stadtentwicklung, Bauen und Wirtschaft >> Stadtentwicklung 
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und Bauleitplanung>> Bauleitplanung und Öffentlichkeitsbeteiligung sowie über das 
zentrale Internetportal des Landes unter www.uvp-verbund.de/nw nach § 10a Abs. 2 
BauGB eingesehen werden. 
 
 

Inkrafttreten 
 
Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst für Satzungen vor-
geschriebenen Veröffentlichung erfolgt, tritt der „Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Än-
derung“, gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft. 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über 

die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-
führt wird. 

 
2. Entsprechend § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kann-
te und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 

3. Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) ebenso darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kön-
nen, es sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-
den, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bedburg 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
4. Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB: Im Rahmen des Planverfahrens 

wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
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5. Ferner wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgenden des § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. Unbeachtlich 
werden demnach eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

 
6. Einsehbarkeit von Rechtsvorschriften: Die der Planung zugrundeliegenden 

Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und DIN-
Vorschriften) können beim Fachdienst 5 - Stadtplanung, Bauordnung, Wirt-
schaftsförderung - der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, in 50181 Bedburg wäh-
rend der Öffnungszeiten nach vorheriger Terminabsprache eingesehen 
werden. 

 
 

 
Bedburg, 09.09.2020 
 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister 
 
gez. Sascha Solbach 
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Lageplan „Bebauungsplan Nr. 4/ Kaster, 3. Änderung – Baugebiet Sonnenfeld“ 

  
 

 
 

(ohne Maßstab) 
 
 

© Vermessungs- und Katasteramt Rhein-Erft-Kreis 
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